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Speziell vor Wahlen beschwören Politi-
ker aller Couleur, wie wichtig ihnen das 
Thema Bildung sei. Davon hänge nicht 
nur das Schicksal Einzelner, sonder das 
Gesamtwohl des rohstoffarmen Stand-
orts Deutschland ab. Doch mit der staat-
lichen Bildungspolitik – bezogen auf 
Hauptschule, Werkrealschule oder G8-
Gymnasium – haben hierzulande viele 
Eltern große Probleme. Diejenigen, die 
angesichts dieser verordneten Bildungs-
misere eine andere, passendere Schule 
für ihre Kinder suchen, wenden sich an 
evangelische und katholische Schulträ-
ger, an die Kolping Bildungswerke, an 
Waldorfschulen und andere freie Schul-
träger.
Etwa acht Prozent aller Schülerinnen 
und Schüler in Baden-Württemberg, 
also insgesamt rund 120.000, besuchen 
freie Schulen. Solche Schulen arbeiten 
– von der staatlichen Gängelung teil-
weise befreit – mit anderen pädagogi-
schen Konzepten zum Wohl der Kinder. 
Dies hat seinen Preis. Darum müssen 
freie Schulträger die Eltern in die Pflicht 
nehmen. Je nach deren Einkommen, 
Anzahl der Geschwister und Schulart 
bewegen sich die monatlichen Beiträ-
ge im mittleren zwei- bis dreistelligen 
Bereich. Einen weiteren Teil bekommen 
die freien Schulträger über Spenden und 
Eigenleistungen. Den Rest sollten das 
Land Baden-Württemberg und die Kom-
munen beisteuern. Dieser Anteil müsste 
laut Bruttokostenmodell (BKM) 80 Pro-
zent der tatsächlichen Kosten betragen, 
die Land und Kommune für einen Schü-
ler an einer staatlichen Schule ausge-
ben. Dies entspricht auch der aktuellen 

Landtagswahl

Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts. Aber tatsächlich erhalten die 
freien Schulträger für ihre Grundschu-
len aktuell nur 67,7 Prozent und für ihre 
Gymnasien nur 76,9 Prozent. Tendenz 
seit Jahren weiter fallend.
Und das, obwohl die damaligen Frakti-
onsvorsitzenden Stefan Mappus (CDU) 
und Ulrich Noll (FDP) in ihrem Koali-
tionsvertrag im Jahr 2006 festgehalten 
haben, dass sie bis 2011 die 80-Prozent-
Förderung erreichen wollen. Diese Ver-
einbarung hat die Koalition nicht einge-
halten. Der prozentuale Finanzierungs-
anteil hat sich sogar Jahr für Jahr ver-
ringert. Infolgedessen fehlen den freien 
Schulen je nach Rechnungsart zwischen 
50 und 100 Millionen Euro jährlich. 
Bei solchen Summen geht’s eigentlich 
angesichts der zig Milliarden Subven-
tionen für Banken, Automobilindustrie 
und andere um sprichwörtliche Peanuts. 
Dabei hätte Finanzminister Willi Stä-
chele (CDU) mit jedem an freien Schulen 
zu 80 Prozent geförderten Schüler rund 
20 Prozent plus machen können. Denn 
trotz abnehmender Gesamtschülerzah-
len steigen an freien Schulen die Schü-
lerzahlen. Dafür hätte Stächele dann 
zusätzlich noch die Langzeit-Dividen-
de glücklicher Kinder und zufriedener 
Wähler bekommen.
„Unsere Schule steht allen Kindern of-
fen – unabhängig von Religion, Nati-
onalität oder Einkommen der Eltern. 
Dafür kämpfen wir“, betont Thomas 
Danner, Vorstandsvorsitzender der Tü-
binger Freie Waldorfschule und mit-
telständischer Unternehmer. So wie er 
denken fast alle freien Schulträger. Frei 

im Namen bedeutet für sie, auch frei in 
der Wahl der Schule zu sein. Um so-
ziale Härten zu vermeiden, legen sich 
freie Schulträger mächtig ins Zeug: Sie 
staffeln das Schulgeld nach Elternein-
kommen, gewähren Geschwisterermäßi-
gungen oder besorgen bisweilen sogar 
Stipendien.
Eine weitere große Lücke klafft bei der 
Finanzierung der Ganztagsschulen. Die-
se Leistungen erbringt das Land Baden-
Württemberg für die staatlichen Schu-
len freiwillig. Doch gerade wegen der 
Freiwilligkeit dieser Leistung gehen die 
Kosten dafür nicht in das Bruttokos-
tenmodell, also die 80 Prozent, ein. Im 
Klartext heißt dies, dass freie Schulträger 
beim Ausbau der politisch gewünschten 
Ganztagsschule leer ausgehen. Ähnli-
ches geschieht auf kommunaler Ebene 
bei den Kosten für Nachhilfeleistungen 
oder der Förderung von Schulsozialar-
beitern und -psychologen.
Und beim Bau einer Sporthalle kommen 
freie Schulträger erst in 100 Jahren dran. 
Denn der Landes-Etat für die Förderung 
des Sportstättenbaues für alle freien 
Schulträger zusammen beträgt pro Jahr 
gerade mal 102.300 Euro.

Etliche Antworten auf die Fragen der 
Redaktion auf der nächsten Seite zei-
gen, dass sich viele lokale Landtagskan-
didatinnen und -kandidaten nach der 
Wahl für die verfassungsgemäße Finan-
zierung der freien Schulträger einsetzen 
wollen. Die Wähler können sie dabei 
unterstützen.

Text: Werner Bruckner, Fotos: Kandidaten

Wahlprüfstein Schulfinanzierung: Eltern haben die Wahl
Freie Schulträger kämpfen dafür, dass die Auswahl der Schule nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen darf. Kurz vor der 
Wahl befragte TIF darum auch die Landtagskandidaten.

Daniel Lede Abal 
Bündnis/Die Grünen

Dr. Lisa Federle 
CDU

Bernhard Strasdeit 
Die Linke

Max-Richard Freiherr von 
Rassler / FDP

Rita Haller-Haid 
SPD
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Der Fragebogen hatte ursprünglich folgende drei mögliche Antworten vorgegeben: „ja“, „nein“, „weiß ich nicht“. Da sich einige Landtagskandidaten 
für keine der drei entscheiden konnten, hat die Redaktion auch die Antworten „keine Antwort“ und „ja/nein“ berücksichtigt.


